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Betreff: Bundes-Behindertengleichstellungs-Begleitgesetz

Sehr geehrte Frau Bundesministerin!

Da das Bundes-Behindertengleichstellungsgesetz nur ein erster Schritt zur Gleichstellung behinderter Menschen darstellen kann, ist für uns wichtig, dass Begleitgesetze wesentliche bestehende Bestimmungen in anderen Gesetzen novellieren.

Wir haben daher die Einleitung einer Begutachtung für ein Bundes-Behindertengleichstellungs-Begleitgesetz als weiteren wichtigen Schritt begrüßt.

Hinsichtlich der im Ministerialentwurf enthaltenen geplanten Änderungen des Notariatsaktsgesetzes im Speziellen möchten wir festhalten:

Nach eingehender Diskussion dieses Gesetzesvorschlages im Forum Gleichstellung, an der Vertreterinnen und Vertreter der ÖAR, des Österreichischen Blinden- und Sehbehindertenverbandes, der Hilfsgemeinschaft der Blinden und Sehschwachen Österreichs, des Vereines Blickkontakt, des Vereines BIZEPS und von Integration:Österreich beteiligt waren, sind  wir zum Schluss gekommen, dass wir diese Lockerungen der Notariatsaktspflicht als ersten wichtigen und richtigen Schritt in Richtung der Führung eines zeitgemäßen selbstbestimmten Lebens von Menschen mit Sinnesbehinderungen sehr begrüßen.

Wir erwarten uns, dass diese Maßnahmen vollinhaltlich noch in dieser Legislaturperiode im Ministerrat und im Nationalrat beschlossen werden.

Als nächsten durchaus wichtigen und notwendigen Schritt begrüßen wir den von Herrn Sektionschef Dr. Hopf im Rahmen der auf Einladung von Herrn Abgeordneten zum Nationalrat Dr. Franz-Joseph Huainigg, durchgeführten informellen Besprechung vom 6. März 2006 im Parlament, vorgeschlagenen Ansatz, von der derzeitigen Notariatsaktspflicht abzugehen und auf ein quasi konsumentenschutzrechtliches Recht auf den erhöhten Schutz durch freiwillige Inanspruchnahme eines Notariatsaktes  überzugehen. Dies entspräche der seit Jahren von den Interessenvertretungen behinderter Menschen kommunizierten Forderung nach materiellen Gleichstellungsrechten an Stelle entmündigender Schutzzwänge.

Wir erwarten uns daher, dass als erster Schritt die im in Begutachtung versendeten Ministerialentwurf vorgeschlagenen legistischen Maßnahmen vollinhaltlich umgesetzt werden. 

Aus unserer Sicht wäre es höchst unerfreulich, wenn hier - so wie beim Behindertengleichstellungspaket - wieder nach und nach durchaus begrüßenswerte Gleichstellungsmaßnahmen wegen der im Begutachtungsverfahren von gesetzlichen berufsständischen Interessenvertretungen deutlich gemachten Widerstände scheibchenweise abgetragen würden. 

Die Herausnahme der geplanten Änderungen des Notariatsaktsgesetzes aus dem Entwurf eines Behindertengleichstellungs-Begleitgesetzes würde dieses massiv entwerten und wird daher von uns abgelehnt.

Als nächster Schritt könnte aus unserer Sicht dann – nach ausführlicher Diskussion zwischen Vertretern des Justizressorts, des Notariatsstandes und der Interessenvertretungen behinderter Menschen – der obgenannte Übergang von der Notariatsaktspflicht zu einem frei disponiblen Notariatsaktsrecht vorbereitet werden. 

Als Beitrag zu diesem Diskussionsprozess erlauben wir uns in der Anlage einen diesbezüglichen Gesetzesvorschlag, der im Forum Gleichstellung erarbeitet wurde, beizuschließen.

Das Forum Gleichstellung ersucht Sie, sehr geehrte Frau Bundesministerin daher, die im Entwurf des Bundes-Behindertengleichstellungs-Begleitgesetzes vorgeschlagenen Maßnahmen zur Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen noch rechtzeitig und zur Gänze in der laufenden Legislaturperiode im Ministerrat einzubringen.

Wir bitten um Ihre Unterstützung und verbleiben

mit vorzüglicher Hochachtung

für das Forum Gleichstellung
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